
Aktenzeichen:

1111-BA-ZZZEÄ

Zugestellt:

&) der Revisionsklä—
gerin am
25.Scptcmber 1964,

b) der ievisionsbe—
klagten am
24.Scptcmber 1964

I m N a m e n d e e V o 1 k e s

In Sachen

. n l . . o o . . o . . . . u b 0 u o ,

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

' ' ' ' o 0 o - - . . . o o o o o u o . o o o . . ,

Klägerin und Revieionsbcklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—
liche Verhandlung nach 5 124 Abs„ 2 i.V.m° @ 153

Abe‚ 1 und 5 165 des Sozialgerichtsgccetzcs am
2= September 1964 unter Mitwirkung von

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
als Vor51tzendcn‚

Bundesrichterin Dr. S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r 5
als weiteren Eerufsrichtern,

Bundessozialrichter L ä @ r und

Bundessozielrichter K w i a t k o w e k 1
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin von 12°

Oktober 1962 wird aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Entscheidung an das Landec—
S021'äigericht zurückverwieten„

V o n R e c h t s w e g e n „
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___... __.._.—_..—.

Die Klägerin war die erste Ehefrau des Kurt Kx■ämß■■l(Ver—

sicherten); diese Ehe wurde durch Urteil des Landgerichts

II Berlin vom 140 Januar 1933 aus der Schuld des Versi—
cherten geschieden° Eine zweite Ehe des Versicherten wurde

im November 1944 geschieden; die zweite Ehefrau starb im

Oktober 1946; aus dieser Ehe sind zwei Kinder, geboren im

Januar 1940 und im Juli 1943? hervorgegangen° Im Juli 1946

verheiratete sich der Versicherte zum dritten Mal() Er starb

am 150 Juli 19500 Nach den mit der Revision nicht ange—

griffenen Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)
zahlte der Versicherte der Klägerin auf Grund eines Unter-

haltsurteils des Amtsgerichts Köpenick bis März 1944‚ mög-

licherweise bis Kriegsende? als Unterhalt 21970 RM monat— '

lich; die Akten des Amtsgerichts Köpenick über den Unter—

haltsprozeß sind verlorengegangen, sonstige Unterlagen

sind nicht vorhanden? auch die Klägerin besitzt das Un-

terhaltsurteil nicht mehro Nach dem Krieg leistete der Ver—

sicherte? der in der sowjetischen Besatzungszone (SBZ)

Deutschlands wohnte, der Klägerin keinen Unterhalt mehr°

Nachdem ein Antrag der Klägerin auf "Geschiedenenrentc"

durch bindend gewordenen Bescheid der Beklagten vom

7° Dezember 1954 abgelehnt worden war? beantragte die Klää==

gerin im Juli 1957 erneut die Rente; diesen Antrag lehnte

die Beklagte mit Bescheid vom 11° März 1958 wiederum abo
.

Auf die Klage hob das Sozialgericht (SG) Berlin durch Ur=

teil vom 210 April 1959 diesen Bescheid auf und verur—
teilte die Beklagte? der Klägerin vom 10 Juli 1957 an die

Rente zu zahlen° Die Berufung der Beklagten wies das LSG
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Berlin durch Urteil vom 120 Oktober 1962 zurück: Der Versicher—

te habe der Klägerin zur Zeit seines Todes auf Grund des Unter—

haltSurteils und damit “aus sonstigen Gründen" im Sinne von @ 42

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) in Verbindung mit

Art, 2 @ 18 des Angeste11tenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(AnVNG) zu leisten gehabt, es sei nicht ersichtlich, daß

er eine Abänderungs— oder Vollstreckungsgegenklage erhoben

habe, es sei auch unerheblich, daß die Klägerin seit Krieg»—

ende den Unterhaltstitel nicht mehr in Händen habe, daß der

Titel deshalb naeh der Währungsreform nicht auf DM habe um—

gestellt werden können oder daß der Titel in der SBZ nicht

hätte vollstreckt werden können; falls der Anspruch der Klä—

gerin aus dem Unterhaltsurteil keine Unterhaltspflicht des

Versicherten "aus sonstigen Gründen" im Sinne von @ 42 AVG

begründe, so stehe auf Grund dieses Urteils jedenfalls fest,

daß der Versicherte der Klägerin zur Zeit seines Todes ”Un—

terhalt naeh den Vorschriften des Ehegesetzes“(iheG)zn110isten.ge-
habt habe0 Das LSG ließ die Revision zu, Das Urteil wurde der

Beklagten am 250 Februar 1963 zugestellt,

Am 150 März 1963 legt die Beklagte Revision ein, sie beantragte,

_unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des SG Berlin vom 210 April 1959
_

‘

die Klage als unbegründet abzuweisen° \„‚

Zur Begründung trug sie vor: Das LSG habe 5 42 AVG unrichtig

angewandt; unstreitig habe der Versicherte der Klägerin im

letzten Jahr vor seinem Tode keinen Unterhalt geleistet (@ 42
AVG, letzte Alternative); er sei der Klägerin aber zur Zeit sei;

nes Todes auch nicht zum Unterhalt verpflichtet gewesen, ein

rechtskräftiges Unterhaltsurteil sei kein "sonstiger Grund" im

Sinne von 5 42 AVG (10 Alternative, 2() Unteralternative), und

es treffe auch nicht zu, daß auf Grund des rechtskräftigen Un—
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terhaltsurteils die Unterhaltspflicht des Versicherten zur
Zeit seines Todes "nach den Vorschriften des EheG"
(@ 42 AVG, 1o Alternative9 1° Unteralternative) feststehe;

nach seinen wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnis—

sen habe der Versicherte der Klägerin zur Zeit seines To—

des nach den Vorschriften des EheG keinen Unter—

halt zu leisten gehabto ‘ '

Die Klägerin beantragte‚

die Revision zurückzuweisen9

hilfsweise beantragte sie9

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zu neuer Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen„

Beide Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung (ä5 165,153 Abso 1 124 Abs° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) einverstandeno *

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (@@162 Abso 1

Nr° l‚ 164 SGG)OSie ist auch begründeto '

Die Klägerin begehrt "Geschiedenenrente" erst vom
10 Juli

1957 ano Der Versicherte ist vor dem Inkrafttreten des

AnVNG, aber nach dem 500 April 1942 gestorben (Art° 2

© 18 AnVNG); der Anspruch der Klägerin ist daher9 wie dies

auch das LSG getan hat, nach 5 42 AVG in dei seit 10 Ja—

nuar 1957 maßgebenden Fassung zu beurteileno '
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Nach den mit der Revision nicht angegriffenen tatsächlichen

Feststellungen des LSG hat der Versicherte der Klägerin im

letzten Jahr vor seinem Tode keinen Unterhalt geleistet (@ 42‘

AVG9 letzte Alternative)° Für die Frage9 ob der Klägerin "Ge—

schiedenenrente" zusteht9 kommt es deshalb darauf an, ob eine

der beiden Möglichkeiten der ir Alternative des @42 AVG
gegeben ist? ob nämlich der Versicherte der Klägerin zur Zeit

seines Todes Unterhalt "nach den Vorschriften des Ehegesetzes

(l0 Unteraltcrnative) oder aus sonstigen Gründen (2o Unteral—
ternativc)" zu leisten gehabt hat° Die vom LSG erörterte Fra—

ge? ob ein Vollstreckungstitel ein "sonstiger Grund" im Sin—
V

ne von 5 42 AVG sein 5393, hat der Große Senat des Bundes—
sozialgerichts (BSG) in dem Beschluß vom 270 Juni 1963 — GS
1/61 - (BSG 20, 1 fra) für die mit 5 42 AVG übereinstimmende
Vorschrift des © 1265 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

bejaht (vgl° auch BSG 8, 24 ffo; anders BSG 119 99 ffo); der

erkennende Senat hat sich der Auffassung des Großen Senats
für die Vorschrift des 5 42 AVG in dem Urteil vom 250 Juni

1964 (ll/l RA 90/62) angeschlossen‚
er hält an dieser Auf—

fassung, von der auch das LSG ausgegangen ist? feste Das LSG

hat aber nicht beachtet? daß das nach den Feststellungen des

LSG von der Klägerin erwirkte Unterhaltsurteil im vorliegen—

den Fall deshalb kein "sonstiger Grund" im Sinne von 5 42
AVG für die Unterhaltspflicht des Versicherten zur Zeit sei—

nes Todes gewesen ist? weil das Urteil nach den Feststellun—

gen des LSG bei Kriegsende verlorengegangen ist; die Klägerin

hat von 1945 an bis zum Tode des Versicherten dieses Urteil

nicht mehr in Händen gehabt; auch die Akten des Amtsgerichts

sind nicht mehr Vorhandeno Damit hat die Klägerin aber zur_
Zeit des Todes des Versicherten nicht einen Vollstreckungcan—

spruch gegen den Staat gehabto Der Vollstreckungsanspruch hat

zum Inhalt‚ daß der Staat durch seine Organe die Vollstreckung

nach Maßgabe des Titels und der Vollstreckungsklausel vornehme;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dieser Anspruch ist von dem materiellen Anspruch unabhän-

gig, er richtet sich nicht gegen den Schuldner, der Schuld—

ner kann aber vom Gläubiger auf Grund des Vollstreckungs-

anspruchs durch die staatlichen Organe zur Leistung ge-

zwungen werden, er "hat zu leisten", ohne daß es darauf

ankommt, ob die Vollstreckung günstigen Erfolg hat und

der materielle Anspruch verwirklicht wird (vgl° BSG aaO;

Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 8, Aufl, 5 170

S, 883 ffo), Das Vollstreckungsrecht des Staates gegenüber

dem Schuldner besteht aber nur insoweit, als der Staat

dem Gläubiger zur Vollstreckung verpflichtet ist, der Voll—
streckungsanspruCh hat deshalb den Vollstreckungstitcl,

seine Ausübung hat die Vollstreckungsklausel zur Voraus—

setzung; liegt der Vollstreckungstitel nicht vor und kann

deshalb auch die Vollstreckungsklausel nicht erteilt wer-

den, so ist der Staat dem Gläubiger gegenüber nicht zur

Zwangsvollstreckung verpflichtet; es besteht damit auch

keine Leistungspflicht des Schuldners auf Grund eines
Vollstreckungstitels;

es handelt sich dann nicht — wie

das LSG meint — darum, daß ein — bestehender — Voll—

streckungsanSpruch nicht "verwirktlicht" werden kann, son—

dern es besteht wegen des Fehlens des Vollstreckungstitels

überhaupt kein Vollstreckungsanspruoh (vgl° auch Beschluß

des BSGvom 230Februar 1962 —1 RA 56/62 —)°'Dies hat
das LSG im vorliegenden Fall verkannt; es hat zu Unrecht

angenommen, die Klägerin habe zur Zeit des Todes des Ver—

sicherten einen Vollstreckungsansprueh aus dem Unterhalts-

urteil gehabt; es hat deshalb zu Unrecht bejaht, der '

Versicherte habe zur Zeit seines Todes auf Grund eines

Vollstreckungsan3pruchs der Klägerin und damit "aus son—
stigen Gründen" der Klägerin Unterhalt zu leiéten gehabt;

auf die 20 Unteralternative der 10 Alternative des
5 42 AVG hat der Anspruch der Klägerin auf Rente nicht

gestützt werden können, * ' ' ‘
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Für die Frage, ob der Klägerin "Geschiedenenrente" zusteht,

kommt es-deshalb allein noch darauf an, ob der Versicherte

zur Zeit seines Todes der Klägerin Unterhalt ”nach den Vor—

schriften des EheG".zu leisten gehabt hat (@ 42 AVG, 10 Al—

ternative, l, Unteralternative), Maßgebend ist insoweit das

EheG, das zür Zeit des Todes des Versicherten gegolten hat

(vg1, Urteil des BSGvom210 August1957, BSG5, 276 ff„
279 mit weiteren Hinweisen), hier also das EheG vom 200 Fe—

bruar 1946 (Kontrollratsgesetz 16, KRABl 77; EheG 46)o Dar—

über, ob nach den Vorschriften des EheG 46 zur Zeit des To—

des des Versicherten im Jahre 1950 eine Unterhaltspflieht

des Versicherten bestanden hat, läßt sich entgegen der Auf-

fassung des LSG aus der Rechtskraft des Unterhaltsurteils,

das die Klägerin jedenfalls nicht später als im Jahre 1935

erwirkt hat, im vorliegenden Falle nichts entnehmen; es ist

zwar richtig, daß bei einer rechtskräftigen Verurteilung zu

künftig wiederkehrenden Leistungen — sofern in dem Urteil

nicht die Leistungspflicht nur bis zu einem festgelegten

Endpunkt bejaht werden ist — die Rechtskraft des Urteils

sich hinsichtlich Grund und Höhe des Anspruchs auch auf die

erst künftig fällig werdenden Leistungen erstreckt und daß

diese Rechtskraftwirkung nur durch Abänderungsklage (@ 323

der Zivilprozeßordnung) beseitigt werden kann, Die Rechts—

kraftwirkung erfaßt aber den geltend gemachten zivilrecht»

lichen Anspruch — nur — mit dem Entstehungsgrund, mit der

Höhe, wie er vom Gericht festgestellt ist, und in der recht—
lichen Einordnung, die das Gericht dem Anspruch gegeben hat,

Da der Umfang der Rechtskraftwirkung wegen des Verlustes der

Akten und des Urteils nicht mehr festzustellen ist, hat das

LSG deshalb selbst prüfen und beurteilen müssen, ob der Ver—

sicherte zur Zeit seines Todes im Jahre 1950 der Klägerin

nach den Vorschriften des EheG 46 zum Unterhalt verpflichtet

gewesen ist° Das LSG hat dies nicht getan, es hat die Unter—
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haltspflicht des Versicherten nur im Hinblick auf den vom

LSG zu UnreCht angenommenen Vollstreckungsanspruch der

Klägerin aus dem Urteil bejaht° Das Urteil des LSG be—

ruht damit möglicherweise auf der unrichtigen Anwendung
des 5 42 AVG, es ist daher aufzuheben° Der Senat kann in

der Sache nicht selbst entscheiden, weil die tatsächli—

chen Feststellungen des LSG nicht ausreichen, Da die Ehe

der Klägerin mit dem Versicherten aus der Schuld des Ver—

sicherten geschieden worden ist, hat der Versicherte der_

Klägerin den nach den Verhältnissen der Ehegatten ange—

messenen Unterhalt zu gewähren, soweit die Einkünfte aus

dem Vermögen der Frau und die Erträgnisse einer Erwerbs-

tätigkeit nicht ausreichen (@ 58 Abs, 1 EheG 46), Die Un—
terhaltspflicht des für schuldig erklärten Ehegatten ist

jedoch unter den in © 59 Abs() 1 EheG 46 genannten Voraus-

setzungen, insbesondere im Hinblick auf Unterhaltsvcr-

pflichtungen des geschiedenen Ehegatten gegenüber minder—
jährigen unverheirateten Kindern und gegenüber einem neuen

Ehegatten, eingeschränkt; sie kann u,Uo mit Rücksicht auf

diese Verpflichtungen auch ganz wegfallen, Das LSG hat

zwar festgestellt, aus welchem Jahreseinkommen der Ver—

sicherte bis 240 April 1950 Versicherungsbeiträge gezahlt
hat, das Urteil läßt auch noch den Schluß zu, das LSG

habe festgestellt, der Versicherte sei zur Zeit seines

Todes den damals minderjährigen zwei Kindern aus der zwei—

ten Ehe unterhaltspflichtig gewesen; das Urteil des LSG

enthält aber nichts darüber, ob der Versicherte zur Zeit

seines Todes etwa der dritten Ehefrau gegenüber unter—

haltspflichtig gewesen ist, welche sonstigen Verpflich—

tungen er möglicherweise gehabt hat und wie die Vermö-

gens— und Erwerbsverhältnisse der Klägerin — zoBo Bezug

einer eigenen Rente oder Einkommen aus zumutbarer eigener

Erwerbstätigkeit, zu der die Klägerin möglicherweise ver—
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pflichtet
gewesen ist — zur Zeit des Todes des Versicherten

gewesen sind9 es läßt deshalb nicht den Schluß zu‚ ob über-

haupt und gegebenenfalls in welchem Umfange eine Unterhalts—

pflicht des Versicherten nach 5 59 Abs° l EheG46 gegenüber
der Klägerin bestanden hat„ Die Sache ist daher zu neuer

Entscheidung an das LSGzurückzuverweiseno '

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

